Wien, Donnerstag den 9. November 1876. 


Oeſterreichiſeche 


Zeitſchrift a Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Jaeger. 


IX. Jahrgang. Nr. 45. 


— 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Manz'ſche k. k. Hof⸗Verlags⸗ und Univerſitäts⸗Buchhandlung in 
Wien, Kohlmarkt Nr. 7. 
(Pränumerationen ſind nur an die Adminiſtration zu richten.) 


Pranumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſt 
vierteljährig 1 fl. Für das 


err. Kronländer ſammt Poſtzuſen dung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
Ausland jährlich 8 Mark. 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Beilagengebuͤhr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 


Nummer Berückſichtigung finden. 


en ke. 

Ueber einige literariſche Erſcheinungen auf dem Gebiete der Ver | 
waltungsreform. Von Dr. Franz v. Juraſchek. 
Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofes. 

Die Reallaſten fallen nicht unter die im Falle einer Umpfarrung nach 8 21 des 
Geſetzes vom 7. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 50 auszuſcheidenden Leiſtungen 
der Parochianen. 

Notiz. 


biete der Berwaltungsrefarm. 
Von Dr. Franz v. Juraſchek. 


Die Umgeſtaltung unſerer autonomen Körperſchaften war auch in 
dieſen Blättern wiederholt Gegeuſtand der Beſprechung. Dr. C. Jaeger 
hat, veranlaßt durch die Vorlage einer revidirten Gemeindeordnung im 
ſteiermärkiſchen Landtage, die Reformbeſtrebungen, welche bis dahin in 
dieſer Richtung ſtatthatten, im Zuſammenhange dargeſtellt ). Er kam 
dabei zu dem Schluſſe, daß der Gegenſtand noch nicht ſpruchreif ſei, 
da es noch lauge nicht klar wäre, in welcher Richtung die Reform 
vorzugehen hätte ). Die folgenden Jahre haben ihm nur zu ſehr Recht 
gegeben. Keine der vielen Aenderungen in den Gemeindeorduungen hat 
auch nur gerechte Wünſche zu befriedigen vermocht, noch war jede ein 
Experiment, eine Stückarbeit, und noch iſt nirgend die Reſormbewegung 
zur Ruhe gekommen. Wohl hütet man ſich vor unreiſen Experimenten, 
aus weiſer Selbſtbeſchränkung, im Zwange äußerer Umſtände; aber in 
Schrift und Wort wird der Gegenſtand heftig beſprochen und auf dieſem 

) S. 58 wie sub ). 

) Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungsreform v. M. v. Kaiſerfeld, Nr. 29 
bis 31, Ihrgg. 1875 dieſer Zeitſchrift. | 
5) on Gedanken über eine große Frage v. A. v. Obentraut. Wien 1875 | 
S. 09. 


Gebiete, insbeſondere dem Gebiete der Literatur iſt es, wo ein Fort⸗ 
ſchritt gegenüber der angeführten Schlußfolgerung Jaegers gemacht wurde. 

Die Forderungen Jaegers: Ausübung der Localpolizei von der 
Gemeinde im übertragenen Wirkungskreiſe; Aenderung des letzteren 
gemäß dem provisorischen Gemeindegeſetze von 1849; entſprechende Umge⸗ 
ſtaltung der politiſchen Behörden mit der nothwendigen Decentraliſation ) 
— wurden ſchon von den Vorſchlägen Kaiſerfelds ) überholt und neuer⸗ 
dings wurde ohne Umſchweife erklärt ), es könne ſich in Oeſterreich nicht 
mehr um Erlaſſung eines neuen Gemeindegeſetzes handeln, ſondern die 
ganze Staatsverwaltung müſſe auf neuen Grundlagen aufgebaut werden. 


Zu den Beſtrebungen auf Reform der Gememeindeordnung in Oeſterreich 
1 Nr. 29—37 diefer Zeitſchrift Ihrgg. 1874. Auch ſeparat abgedruckt. 
) ©. 44 des Separatabdruckes der unter ) citirteu Arbeit. 


= 


Bei ſolchem Ziele wäre es frivol, durch Annahme des erſten oder 
zweiten Vorſchlages dasſelbe erreichen zu wollen und es iſt begreif- 
lich, daß ſich die Literatur des Gegenſtandes bemächtigt. Erſt nämlich, 
wenn ſich in der allgemeinen Ueberzeugung — man verſtehe den Ausdruck 
recht — ein im Detail ausgearbeitetes Bild von der beſten und für 
Oeſterreich tauglichſten Staatsverwaltung unwandelbar feſtgeſtellt hat, 
wird es an der Zeit ſein, an die Verwirklichung des Zieles zu gehen 
und bis dahin hat der Denker und Schriftſteller an der Schaffung dieſer 
allgemeinen Ueberzeugung zu arbeiten. Es iſt dies eine Auffaſſung der 
Sachlage, welche nicht mehr neu erſcheint, da die Literatur über dieſen 
Gegenſtand ſeit dem Aufſatze Kaiſerfeld's zwar keine üppige aber doch 
eine minder karge, als vorher geworden iſt. Judem wir nun einige 
dieſer Literatur-Producte, welche die zurückgelegte Entwicklungsperiode 
gewiſſermaßen markiren, dem Leſer vorführen, glauben auch wir an der 
Schaffung einer allgemeinen Ueberzeugung mitzuarbeiten. 

Mit den geringſten Reformbeſtrebungen ſteht noch ganz nahe der 
lange herrſchenden Auffaſſung, man möge die Bevölkerung ſich nur in 
das autonome Gemeindeweſen einleben laſſen, die Abhandlung des Dr. 
Ed. Herrmann im kärntneriſchen Gemeindeblatt 3. Ihrgg. 1875 
Nr. 5: Bemerkungen zur Organiſirung der politiſchen Be— 
hörden und zur Aenderung des Wirkungskreiſes der Ge⸗ 
meinden. Die Arbeit, in Vorausſicht der baldigen Behandlung der 
Verwaltungsreform im Reichsrathe eutſtanden, ſtellt der Hauptsache nach 
Forderungen auf, deren Befriedigung die ſchwebende Frage mit der 
Zeit löſen ſoll, ohne ſich dabei viel mit Begründungen aufzuhalten. Für 
die politiſchen Geſetze verlangt der Verf.: eine bequemere, klarere 
Faſfung; eine wirkliche Kundmachung, keine bloß nominelle durch den 
Druck; eine erneuerte Geſammtausgabe; fleißigeres Studium an den 
Univerſitäten; endlich die Errichtung von Organen zum Studium der 
Schwächen und Lücken der Geſetze. Betreffs der Organiſirung der 
politiſchen Behörden wird gewünſcht: beſſere Berufsbildung der 
künftigen Beamten an den Univerſitäten; Erhöhung des Gehaltes der 
Beamten, die mehrere Sprachen ſprechen; Feſtſtelluung der Competenz 
und zwar entweder für alle Länder gleichmäßig oder für jedes Land 
abweichend, aber doch durch Geſetze genau und umſtändlich; Zulaſſung 
von Nichtjuriſten für einzelne Stellen im Verwaltungsdienſte; Ver⸗ 
mehrung der Arbeitskräfte überhaupt und zwar in der Weiſe, daß außer 
dem Sitze der Bezirkshauptmannſchaften Amtſtellen errichtet werden, 
welche anfangs jenen untergeordnet, ſpäter ſelbſtſtändig geſtellt, Geſchäfte 
der politiſchen Behörde, ſowie ſolche aus der Gemeindecompetenz aus⸗ 
geſchiedene Verwaltungsgegenſtände zu beſorgen hätten. Uuter der Ab⸗ 
theilung: Aenderung des Wirkungskreiſes der Gemeinden 
wird zwar zugeſtanden, daß die mangelhaſte Geſchäftsführung der auto⸗ 
nomen Gemeinde eine Folge des allzuweit umſchriebenen ſelbſtſtändigen 
Wirkungskreiſes ſei, jedoch wäre nicht die Definition desſelben, ſondern 
nur die folgende Aufzählung verfehlt. Mau möge dieſe beſeitigen und 
feſtſetzen, daß der Inhalt des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes im Sinne 
der vorſtehenden Deſinition durch die Reichs- reſp. Landesgeſetze beſtimmt 


werde. Dieſe Geſetze müßten dann freilich genau zwiſchen der Competenz 
der verſchiedenen Organe, insbeſondere aber zwiſchen dem, was den Ge⸗ 
meinden im ſelbſtſtändigen und was im übertragenen Wirkungskreiſe zu⸗ 
kömmt, unterſcheiden. Gewonnen hätte man dadurch hauptſächlich, daß 
der Wirkungskreis nach Bedürfniß eingeengt, reſp. erweitert und die 
Aenderung allmälig durchgeführt werden könnte. Uebrigens hätte ſich 
dieſe darauf zu beſchränken, daß einige Geſchäfte, wie die Geſinde⸗ und 
Arbeiterpolizei, die Handhabung der Dienſtbotenordnung den Gemeinden 
abgenommen, andere aus dem ſelbſtſtändigen in den übertragenen Wir⸗ 
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ſowie in Folge von Fahrläſſigkeit und Indolenz anerkannt unfähig 
(S. 37) und er wünſcht daher, daß jede Gemeinde, die nicht ein 
eigenes Statut beſitzt, verpflichtet werde, einen Geſchäftsführer aufzu⸗ 
nehmen, welcher an den Sitzungen des Gemeindevorſtandes wie der 
Gemeindevertretung ohne Stimmrecht berathend theilzunehmen, dabei als 
Schriftführer zu fungiren hätte und die ſchriftlichen Arbeiten der Gemeinde 
unter Controle und Approbation des Gemeindevorſtandes ausſühren müßte 
(S. 38). Der Verf. hofft, daß dadurch die Gemeindebeſchlüſſe und Ver⸗ 
fügungen ſeltener gegen die Geſetze verſtoßen, ſeltener Veraulaſſung zu Be⸗ 


kungskreis überſetzt würden. An der Fähigkeit der autonomen Organe, rufungen geben, überhaupt eine klarere, brauchbarere Form erlangen und die 
den an ſie geſtellten Anforderungen nachzukommen, zweifelt der Verf. Gemeindevorſteher ſelbſt routinirter (2) würden. Zu ſolchen Geſchäfts⸗ 
nicht, er hofft vielmehr daß dieſelben bald allen Anforderungen ent⸗ führern ſollten nur tüchtige geprüfte Perſonen genommen werden können. 
ſprechen werden, wenn ſie nur beſſer geſchult ſein werden und von Ein beſonderer Dienſtvertrag hätte die Pflichten und Rechte, insbeſon⸗ 
eigens dazu beſtellten Staatsorgauen ſorgſam überwacht würden. dere den Gehalt des Geſchäftsführers näher zu beſtimmen (S. 39). 

Wir ſehen, der Autor glaubt an die Haltbarkeit der beſtehenden ] Eine zur Tragung der Anſtellungskoſten zu ſchwache Gemeinde müßte 
Verwaltungszuſtände. Er ſagt ausdrücklich, daß er nicht zu jenen ge- ſich zur Aufnahme des Geſchäftsführers mit anderen vereinen. Jeder 
höre, welche mit der gegebenen Gemeinde-Autonomie brechen wollen ). Gemeinde, die feinen Seeretär aufnimmt, oder ſich zur Aufnahme nicht 


Wenige Aenderungen ſcheinen ihn genitgend die Verwaltung des Staates mit anderen vereint, iſt von Amtswegen ein ſolcher zu beſtellen, reſp. 


zu einer frefflichen zu machen. Es iſt das eben der Standpunkt, auf 
welchem man ſich mit dem Einleben in die Geſetze, mit dem Glauben, 
daß unfertige autonome Organe durch ſorgſame Staatsaufſicht vollkom⸗ 
men werden, tröſtete. Alle Aenderungsvorſchläge von dieſem Stand⸗ 
punkte aus find homöopathiſche Mittel, fie werden Manches beſſer 
machen, nur die Staatsverwaltung nicht. Uns erinnern ſie immer an 
jene Rathſchläge gewiſſer Nationalökonomen, welche die ſociale Frage 
löſen wollen, indem ſie den Arbeitern dringend rathen, keine große Fa⸗ 
milie zu haben. Uebrigens ſind die Vorſchläge theilweiſe unzuläſſig, da 
ein autonomes Organ nur ſo lange ein ſolches bleibt, als es wirklich 
das Recht der Selbſtbeſtimmung behält und nicht am Gängelbande von 
der Regierung gehalten und gelenkt wird. Mit vollem Rechte kann man 
den Gemeinden alles nehmen, was das Staatsintereſſe derart berührt, 
daß es in der Hand der Regierung bleiben muß, aber ſoweit fie auto⸗ 
nom find, hat man ihnen volle Freiheit zu laſſen. Den geringen Ver⸗ 
änderungen in den Gemeindezuſtänden entſprechen jene der politiſchen 
Behörden. Zu erwägen wäre dabei aber doch, ob denn die Vermehrung 
derſelben zum Zwecke ſorgſamer Ueberwachung der Gemeinden nicht 
eine ganz übermäßige Anzahl nöthig machte. — Zweifellos würde endlich 
eine Sammlung der politiſchen Geſetze ein großer Gewinn ſein für alle 
Verwaltungsorgane, und ebenſo eine geiſtvollere, mehr tiefſinnige Texti⸗ 


die Vereinigung zu erzielen. (S. 40). — Zur Beſeitigung reſp. Ver⸗ 
minderung der Schwierigkeit Berufungen anzuſtellen und durch ſie Ab⸗ 
hilfe zu finden (S. 37) wiederum will Myrbach die überall aufzu⸗ 


hebenden Bezirksvertretungen durch Bezirksräthe mit jenem Wirkungs⸗ 


kreis erſetzen, welcher nach Art. XVIII des Geſetzes vom 5. März 


1862 den Bezirks-, Gau⸗ oder Kreisvertretungen, ſowie nach den be— 


ſonderen Gemeindegeſetzen den politiſchen Bezirksbehörden zugewieſen 


it, wonach fie „die Oberaufſicht über das ganze Gemeindeweſen und 
die Entſcheidung in zweiter Inſtanz in allen den Gemeinden über⸗ 
tragenen Agenden“ beſäßen (S. 43, 44). Durch die vorgeſchlagene 
Aufhebung der Unterſcheidung zwiſchen ſelbſtſtändigem und übertragenem 
Wirkungskreis ſollte dieſe Ausdehnung der Thätigkeit der Bezirksräthe 
ermöglicht werden (S. 38). Ein Bezirksrath ſollte in jedem politiſchen 
Bezirke und zwar aus 12—24 gewählte! Mitgliedern unter dem 


Vorſitze und der Leitung des Bezirkshauptmannes beſtehen. Jeder Bezirks⸗ 


rath müßte aus ſeiner Mitte einen ſtändigen Referenten und einen engeren 


Ausſchuß wählen (S. 46.) Der Referent hätte alle Eingaben zu über⸗ 
nehmen, das Schriftführeramt und alle Schreib- und Manipulations⸗ 


arbeiten zu beſorgen. Der engere Ausſchuß ſollte ſich alle Monate unter 


einem gewählten Obmanne verſammeln, die Eingaben zur Vorerhebung, 


Vervollſtändigung oder Vorbereitung für den Bezirksrath feinen ein⸗ 


zelnen Mitgliedern zuweiſen. Jedes Mitglied des Bezirksrathes bereist 
mindeſtens jährlich einmal gewiſſe ihm zugetheilte Gemeinden und er⸗ 
ſtattet genauen ſchriftlichen Bericht über feine Beobachtungen, insbeſondere 
die Geſchäftsführung bei den Gemeinden an den Bezirksrath (S. 47). 
undenkbar), wie ſie mit dem Beſtande irgend einer Wiſſenſchaft unver- Der Bezirksrath verſammelt ſich viermal im Jahre und ſonſt in außer⸗ 
einbar ift; aber man glaube nur ja nicht, daß durch gute Geſetze, beziehungs⸗ ordentlichen Fällen über Einberufung des Bezirkshauptmannes. Er er⸗ 
weiſe Geſetzesſammlungen eine Verwaltung autonomer Gemeinden beſſer, theilt über die Vorträge ſe ner Mitglieder, insbeſondere über die In⸗ 
daß unthätige Körperſchaften zu thätigen gemacht werden könnten. ſpectionsberichte Aufklärungen, Weiſungen, Ordnungsſtrafen, ja löst unter 

Weniger vertrauensvoll, aber doch nicht überzeugt von der Noth- | gewiſſen Bedingungen die Vertretungskörper der Gemeinden auf. Die 
wendigkeit einer gänzlichen Umgeſtaltung unſerer Verwaltungszuſtände Verfügungen des Bezirksrathes hat der Obmann des engeren Aus⸗ 
iſt Frh. v. Myr bach. Auch bietet er nicht unbeſtimmte und allgemeine ſchuſſes auszufertigen, der politiſche Vezirksvorſteher zu vollziehen. (S. 48). 
Aenderungsandeutungen an, ſondern klare, genau ausgearbeitete Reform- Dieſer kann die geſetzwidrigen Beſchlüſſe des Bezirksrathes ſiſtiren 


1 


vorſchläge; aber dieſe beziehen ſich weniger auf die Eompetenzſphäre, S. 50). Der Inſtanzenzug im ökonomiſchen Theil der Gemeindeverwaltung 
als auf die Geſchäftsführung in Gemeinde und Bezirk. Dieſen Gedanken | ollte mit dem Bezirksrathe abſchließen (S. 51). 

nun widmet er den Haupttheil ſeiner Schrift: „Studien zur Frage (Fortſetzung folgt.) 

über Reformen in der politiſchen Verwaltung in Deiter- 
reich von Fr. v. Myrbach.“ (Wien 1876.) Es vertheidigt nämlich 
dieſe Arbeit, welche, etwas weitläufig geſchrieben, ſich zum großen Theile 
auf Gebiete ausdehnt, die nur in ſehr entferntem Zuſammenhange mit 
dem fraglichen Thema, ja dem Buchtitel ſtehen ), im 3. u. 4. Ca⸗ 
pitel die Anſchauung, daß die Verwaltungszuſtände bloß durch zwangs⸗ 
weiſe Einſührung von Gemeindegeſchäftsführern, durch die Errichtung 
ſog. Bezirksräthe, ſowie durch die Vermehrung der Arbeitskräfte der 
politiſchen Behörden und die Förderung der politiſchen Bildung des 
Volkes durch dieſelben beſſer werden würden. Es ſind eben für Myr⸗ 
bach die Gemeindeorgane zur Ausführung der ihnen obliegenden Ge⸗ 
ſchäfte in Folge fehlender allgemeiner Bildung und Geſetzeskenntniß, 


rung der Geſetze, welche, um nur verſtändlich zu ſein, durch ein Breit⸗ 
treten des Gedankens, ein Regeln jedes Einzelfalles zur Erſetzung des 
Gedankens durch das todte Wort, mit Einem zu einer derben Plattheit 
herabgeſunken ſind (wie ſie zur Zeit der claſſiſchen, römiſchen Juriſten 


Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshafes. 
(Entſch. vom 26. October 1876, Z. 231.) 


Die Reallaſten fallen nicht unter die im Falle einer Umpfarrunzz 
nach $ 2 des Geſetzes vom 2. Mai 28 , N. G. Bl. Nr. 30 aus: 
zu ſcheidenden Leiſtungen der Parochianen. 


Im Jahre 1784 wurde unter Kaiſer Joſef II. eine allgemeine 
Pfarr⸗Regulirung vorgenommen und damals die Gemeinde Schönwald 
in Mähren von der Pfarre Gundersdorf abgetrennt und eine aus dem 
Religionsfonds dotirte Localie daſelbſt errichtet. Ungeachtet deſſen wur⸗ 

den gewiſſe Giebigkeiten von der Gemeinde Schönwald noch immer an 
die Pfarre Gundersdorf geleiſtet, weßhalb endlich im Jahre 1874 die 
Bezirkshauptmannſchaft Sternberg auf Grund des § 21 des Geſetzes 


) S. 76 des oben citivten kärntneriſchen Gemeindeblattes, 3. Ihrg. 

) Es behandelt das 1. Cap. die vormärzliche Periode, das 2. Cap. die Wir⸗ 
kungen des Jahres 1848, das 5. Cap. die Stellung des Verfaſſers, das 
6. Cap. die kirchliche und das 7. Cap. die wirthſchaftliche Frage. 


Sg 


über die Regelung der äußeren Rechtsverhältniſſe der katholiſchen Kirche | und Unterrichtsminiſteriums führe den Nachweis, daß die Erſitzung un⸗ 
vom 7. Mai 1874 mit der Exſeindirung vorging *), möglich eingetreten ſein könne, wo es ſich um ein öffentliches Recht 
Auf Grund dieſes Geſetzes wurde bei der Verhandlung im Des handelt, endlich, daß die Localie Schönwald thatſächlich nicht zur Pfarre 
cember 1874 die Leiſtung der Gemeinde Schönwald an die Pfarre Gundersdorf gehört, der Localcaplan alle Rechte des Pfarrers ausübt, 
Gundersdorf, 92 Metzen Korn und 92 Metzen Hafer, die bis 1873 daß die Localien nichts Anderes ſeien als kleine Pfarreien, wie ja ſelbſt 
ausgeführt worden war, an die Localie in Schönwald übertragen. Der die Biſchofs⸗Conferenzen in den Jahren 1850 und 1856 von der 
Patronats⸗Repräſentant und der Pfarrer in Gundersdorf erhoben Ein⸗ Regierung die Anerkennung der Localien als Pfarreien begehrten. 
ſprache, die Statthalterei wies den Recurs ab und es wurde nun beim Die Regierung, ſagte Sectionschef Dr. Lemayer, theile nicht die 
Miniſterium für Cultus und Unterricht Beſchwerde geſührt. Ju dieſer Anſchauung von dem Unterſchiede zwiſchen Localie und Pfarre, könne 
Beſchwerde wurde insbeſondere beſtritten, daß dieſe Zehentabgabe eine dieſen Unterſchied nicht anerkennen, und wenn einem Localcaplan die 
Leiſtung der „Parochianen als ſolchen“ ſei und „daß eine Umpfarrung | Juveſtitur verweigert werde, ſo entſpreche ein ſolcher Vorgang nicht der 
ſtattgefunden habe, da eine Localie keine Pfarre ſei“. Allein auch das | Abficht der Regierung; wenn ein ſolcher Fall bekaunt würde, ſo hätte 
Minifterium wies den Recurs ab, und zwar weil dieſe Abgabe an den die Regierung Anlaß zu Reclamationen. Er könne auch nicht glauben, 
Pfarrer als ſolchen für Seelſorge-Functionen geleiſtet werde und nur von daß der Fürſt⸗Erzbiſchof von Olmütz es zulaſſen würde, daß ein Pfarrer 
Parochianen als ſolchen zu leiſten ſei, daß eine Erſitzung nicht ſtattge⸗ feiner Diöceſe auf das Einkommen einer andern Localie inveſtirt werde. 


funden habe, weil das Recht auf den Zehent nicht einem Privatrechts⸗ Zum Schluſſe wurde conſtatirt, daß der Pfarrer in Gundersdorf 
titel eutſpringe und als öffentliches Recht nicht durch Erſitzung erwor- keine pſarrämtliche Jurisdiction in Schönwald ausübe. 

ben werden könne, daß ſchließlich die Localie eine ſelbſtſtändige Pfarre Der k. k. Verwaltungsgerichtshof erkannte: 

nur im kleinerem Bezirke und mit geringerer Dotation ſei. Die angefochtene Entſcheidung des k. k. Miniſteriums 


Gegen dieſe Entſcheidung des Miniſteriums für Cultus und Un- für Cultus und Unterricht ddo. 27. Mai 1876, 3. 9012 wird 
terricht vom 27. Mai 1876, 3. 9012 überreichte das Patronat und als geſetzwid rig aufgehoben. — Gründe: 
der Pfarrer in Gundersdorf beim Verwaltungsgerichtshoſe eine Be⸗ „„Nach den Beſtimmungen des § 21 des Geſetzes vom 7. Mai 
ſchwerde, über welche das geſetzmäßige Verfahren durchgeführt wurde. 1874, Nr. 50 R. G. Bl. hat jede Umpfarrung für den 

Bei der öffentlichen mündlichen Verhandlung vor dem Verwal⸗ Pfarrer den Verluſt aller Anſprüche auf die den Parochianen als ſolchen 
tungsgerichtshofe, welche unter dem Vorſitze Sr Exc. des Präſidenten obliegenden Leiſtungen zur Folge, inſoweit dem nicht privatrechtliche 
Freiherrn von Stählin am 27. October 1876 ſtattfand, wurde dieſe Titel entgegenſtehen oder bei der Umpfarrung ſelbſt etwas anderes ver⸗ 
Beſchwerde vom Vertreter des Patronats⸗Repräſeutanten Dr. Nedo⸗- einbart wurde. . 
mansky im Weſentlichen dahin ausgeführt, daß es aus der gramma⸗ In, Anwendung dieſer Geſetzesbeſtimmung (8 21, Abſ. 2) haben 
tikaliſchen und logiſchen Interpretation des obcitirten Paragraphes herz die Adminiſtrativbehörden erkannt, daß der von den Anſaſſen der 
vorgehe, daß der Zehent nicht unter die zu exſeindirenden Leiſtungen Gemeinde Schönwald an den Pfarrer von Gundersdorf geleiſtete ſo⸗ 
ſubſumirt werden könne Sowohl der Wortlaut des Geſetzes als auch genannte Decem pr. 92 Metzen Korn und 92 Metzen Hafer aus dem 
der Motivenbericht bezeichnen nur diejenigen Leiſtungen für exſcindirbar, Pfründenvermögen der Pfarre Gundersdorf für immerwährende Zeiten 
welche die Parochianen als ſolche präſtiren. Der Zehent werde nicht von ausgeſchieden und der Localcuratie in Schönwald zugewieſen werde. 
den Parochianen als ſolchen, welche im Pfarrbezirke ihren Wohnſitz Die geſetzlichen Repräſentanten des durch dieſe Entſcheidung be⸗ 
haben müſſen, geleiſtet, ſondern hafte an Grund und Boden und werde troffenen Beneficiuns Gundersdorf, beſtreiten nun die Geſetzmäßigkeit 
nicht für Functionen, wie die Stolgebühren geleiſtet, ſondern bilde die dieſer Entſcheidung darum, weil, was in erſter Reihe hervorgehoben 
Dotation der Pfarre. — Der Pſarrer von Gundersdorf ſei ſeit mehr werden muß, die Vorbedingung für die Anwendung der citirten Geſetzes⸗ 
als vierzig Jahren im rechtmäßigen, redlichen und echten Beſitze des beſtimmung „der Fall einer Umpfarrung“ nicht vorlag. Allein dieſe 
Bezuges des in Rede ſtehenden Naturaldecems — es ſei ſonach die Einwendung iſt unbegrondet; die Beſchwerdeführer geben zu, daß im 
Erſitzung eingetreten, die ihn vor dem Verluſte dieſes Bezuges ſchütze. Jahre 1784 die Gemeinde Schönwald aus dem Pfarrbezirke Gunders⸗ 
Schließlich wurde hervorgehoben, daß der weſentliche Unterſchied zwiſchen dorf ausgeſchieden und einer nen errichteten Localcaplanei, nämlich jener 
Localie und Pfarre die Inveſtitur ſei, die der erſteren mangle, ebenſo in Schönwald zugewieſen worden iſt. 
die Inamovibilität, die den Pfarrer kennzeichne, während der Local⸗ g Damit war nun in Wirklichkeit eine Umpfarrung verfügt; eine 
caplan amovibel ſei. ſolche liegt immer vor, wenn eine Anzahl von Parochianen der Juris⸗ 

Sectionschef Dr. Lemayer, der als Vertreter des k. k. Mini⸗ diction ihres bisherigen Pfarrers entzogen und jener eines andern zu⸗ 
ſteriums für Cultus und Unterricht fungirte, beſtritt, daß den Worten | gewieſen werden. f 
des Geſetzes jener Sinn innewohne, den der Beſchwerdeführer ihnen 5 Hiebei kommt es nicht darauf an, ob der neue Seelſorger auch 
unterlege am allerwenigſten ſei dies die Abſicht des Geſetzgebers ge⸗ den Titel Pfarrer führt; es iſt vielmehr nur entſcheidend, ob derſelbe 
weſen. Gerade das Gegentheil deffen, was der Beſchwerdeführer gemeint, be⸗ alle zur Uebung der, ordentlichen pfarrlichen Seelſorge gehörigen 
abſichtigte der Geſetzgeber, wie dies aus der ganzen Geſchichte der Um⸗ Functionen zu verrichten und über die Parochianen die Jurisdiction 
pfarrungen 2c. hervorgehe. Wenn auch der Zehent eine Reallaſt fei, fo zu üben vermöge ſeines eigenen Amtes befugt und verpflichtet iſt. . 
werde dadurch doch die Eigenſchaft als Parochiallaſt nicht aufgehoben Darum wurden auch durch das Patent vom 24. October 1783, 
und es komme vorzüglich darauf an, aus welchem Grunde der Pfarrer Abſ. 8, Joſefs II. Geſetze Band II., Seite 219 und das Hofdecret 
den Zehent beziehe und da ſei es doh klar, daß er ihn nur als Pfarrer vom 24. September 1785, Band VIII „Seite 688 die Localcapläne 
beziehe. Sein Recht müſſe mit der Verpflichtung der Parochianen corre- in der geiſtlichen Jurisdiction und ſeelſorglichen Verrichtung den Pfarrern 
ſpondiren. Der Geſetzgeber wollte auch, daß Derjenige, der das Amt gleichgeſtellt. - 
verſieht, die Leiftungen genießen follte, und das werde im § 21 ausge⸗ „Die Beſchwerdeführer haben nun nicht behauptet, geſchweige denn 
ſprochen. Ausgenommen ſeien nur privatrechtliche Ansprüche. Der Zehent erwieſen, daß der Pfarrer von Gundersdorf in der Localcuratie von 
beruhe aber nicht auf einem ſolchen Titel. Sectionschef Lemayer eitirte Schönwald pfarrämtliche Befugniſſe und welche ausübe, daß und in 
auch das Hofdecret vom 28. Jänner 1819, 3. 3376, welches ſchon welcher Richtung die in der Gemeiirde Schönwald wohnenden Katholiken 
denſelben Grundfatz ausſprach. Es ſei auch von Seiten der Beſchwerde⸗ | feiner Jurisdiction unterworfen ſiud; vielmehr hat bei der mündlichen 
führer nur von dem Decem, der an den Pfarrer als ſolchen zu leiſten Verhandlung der Vertreter der Beſchwerdeführer zugegeben, daß der 
ſei und nie von anderen Anſprüchen die Rede. Der Vertreter des Cultus⸗ Curat von Schönwald die volle Jurisdiction ausübe. 

Es iſt ſonach die Behauptung der Beſchwerde, daß der Curat 
von Schönwald kein Parochus, ſondern Lolcalcaplan des Gundersdorfer 
Pfarrers ſei und daß die Anſaſſen von Schönwald nach wie vor Paro⸗ 
chiane des Gundersdorfer Pfarrers ſind, unbegründet. 

Daß das fragliche Bezugsrecht auf einem beſonderen, privat⸗ 
rechtlichen Titel beruhe, kann der Gerichtshof gleichfalls nicht als richtig 
anerkennen; denn einen ſolchen haben die Beſchwerdeführer nicht nur 
nicht erwieſen, vielmehr durch das Zugeſtändniß, daß der Pfarrer 


bisherigen 


) 8 21 lautet nämlich: „Im Falle einer Umpfarrung wird der bisherige 
Pfarrer aller Anſprüche anf die den Parochianen als ſolchen obliegenden Leiſtun⸗ 
gen verluſtig, inſoweit dem nicht priatrechtliche Titel entgegenſtehen oder bei der 
Umpfarrung ſelbſt etwas Anderes vereinbart wurde. — Unter denſelben Beſchrän⸗ 
kungen iſt übe rall, wo bisher, ungeachtet einer vorgekommenen Umpfarrung, ein 
Recht auf eine derartige Leiſtung dem früheren Pfarrer verblieben iſt, dasſelbe 
unbeſchadet des perſönlichen Bezugsanſpruchs des derzeitigen Pfarrers zu über⸗ 
tragen“. 
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von Gundersdorf die ſtreitige Leiſtung als ſolcher, ſomit Pfarrer des auszuſcheidenden oder ausgeſchiedenen Sprengels als 
nur kraft ſeines kirchlichen Amtes bezogen hat, dargethan, daß vorliegend ſolcher bezieht oder bezog. 

kein privatrechtliches, ſondern ein öffentlich rechtliches Verhältniß in Entgegen dem Wortlaute des § 21 identificirte das k. k. 
Frage ſtehe, welches im Wege der Geſetzgebung allerdings geregelt | Mintfterium bei Anwendung desſelben Leiſtungen, welche den 
werden kaun und thatſächlich auch wiederholt geregelt worden iſt. „Parochianen als ſolchen“ obliegen, mit Leiſtungen, welche an 

Dagegen vermochte der Verwaltungsgerichtshof die Ueberzeugung den Pfarrer als ſolchen zu präſtiren waren und gab hiedurch 
nicht zu gewinnen, daß die aus dem Pfründen⸗Einkommen der Pfarre der angewendeten Geſetzesbeſtimmung eine Ausdehnung, welche um jo 
von Gundersdorf ausgeſchiedene und der Localcuratie in Schönwald minder als begründet anerkannt werden kann, als dasſelbe Geſetz im 
zugewieſene Naturalleiſtung der Gemeinde Schönwalder Anſaſſen zu ſechsten Abſchnitte vollſtändig im Einklange mit den Grundſätzen des 
jenen Leiſtungen gezählt werden könne, welche nach Anordnung des § 21. kanoniſchen Rechtes den Begriff des Parochianen dahin feſtſetzt, daß 
ausgeſchieden werden ſollen. darunter der im Pfarrbez irke wohnhafte Katholik zu ver- 

Nach dem Wortlaute der eitirten Geſetzesbeſtimmung ſollen nicht | ſtehen ſei. (§ 35.) 
alle Leiſtungen, welche der bisherige Pfarrer aus ſeiner früheren Parochie Wird nun, was unvermeidlich, bei Anwendung des § 21 dieſer 
bezieht, ſondern nur diejenigen im Falle der Umpfarrung ausgeſchieden Begriff feſtgehalten, ſo führt die Unterſtellung von Bezügen der in 
werden, welche den „Parochianen als ſolchen“ obliegen. Rede ſtehenden Art unter den § 21 zu der Conſequenz, daß je nach 

Durch dieſe das perſönliche Moment ſcharf hervorkehrende dem zufälligen Umſtande, ob das Grundſtück zur Zeit der Exſcindirung 
Ausdrucksweiſe des $ 21 werden nur jene Leiſtungen getroffen, welche | im Beſitze einer in der Pfarre ſeßhaften Perſon ſich befand oder nicht, 
von den Pfarrkindern. kraft dieſer ihrer Eigenſchaſt präſtirt werden; die davon gebührende Abgabe dem neuen oder dem bisherigen Pfarrer 
dagegen ſind von der Subſumtion unter dieſen Paragraph alle jene zufallen müßte. 

Leiſtungen ausgefchloſſen, die nicht der Pfarrangehörigkeit des Leiſtenden, Denn da nach § 21 ſtets nur Leiſtungen von Parochiauen, al 
ſondern anderen Verhältniſſen entſtammen. im Sinne des § 35 von in der Pfarrgemeinde wohnhaften Katholiken 

Nun behaupten die Beſchwerdeführer, „daß die ſtreitige Abgabe ausgeſchieden werden können, jo würden jene Duvten der in Verhand⸗ 
von den in dem Klagsallegate l) angeführten, ehemals unterthänigen lung ſtehenden Naturalleiſtung, welche auf Wirthſchaften entfallen, deren 
Grundwirthſchaften, beziehungsweiſe von den Beſitzern dieſer Grund- Beſitzer nicht im Sprengel der Curatie wohnhaft, oder juriſtiſche 
wirthſchaften ohne Rückſicht auf ihre Prochialeigenſchaft und Perſonen ſind, an den neuen Pfarrer nicht übertragen werden können. 
ihr Glaubensbekenntniß präſtirt werde, und eine Reallaſt ſei“, welch' Daß das Geſetz gleichartige Verhältuiſſe, je nach Vorhandenſein 
letztere Angabe von dem k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht ganz zuſälliger Um äude, jo verſchieden hätte regeln wollen, kann nicht 
ausdrücklich als vichtig zugegeben wird. angenommen werden. 

Die Reallaſt iſt aber eine Laſt des Grundſtückes ſelſt, eine Der Umſtand, daß die dem § 21 in der Entſcheidung gegebene 
dingliche Laſt, welche von jedem Beſitzer des Grundſtückes nicht Deutung den Grundſätzen des kanoniſchen Rechtes entſpricht, iſt für 
wegen ſeiner perſönlichen Beziehung zu einem Dritten, ſondern die Beurtheilung des Falles vollſtändig irrelevant, weil die Regelung 
darum entrichtet werden muß, weil er mit dem Grundſtücke auch die ſoartiger Verhältniſſe im adminiſtrativen Inſtanzenzuge lediglich uach 
Laft übernimmt. Dieſe Eigenſchaft der Leiſtung ſchließt im gegebenen Maßgabe der Beſtimmungen der Staatsgeſetze, vorliegend des Geſetzes 
Falle die Anwendung des § 21 aus. vom 7. Mai 1874, Nr. 50 R. G. Bl. zu erfolgen hat. 

Denn der Beſitz des Grundſtückes, nicht aber der Pfarrverband, Da nun, wie gezeigt, die angefochtene Entſcheidung mit der Be⸗ 
iſt der Grund der Leiſtung; die Abgabe wird präſtirt von Den bene des § 21 im Widerſpruche ſteht, mußte dieſelbe nach 
„Grundbeſitzern als ſolchen“, nicht aber von den Parochianen Vorſchrift des §7 Geſetz vom 22. October 1875, Nr. 36 R. G. Bl. 
als ſolchen. ex 1876 aufgehoben werden“. 125 

Zwar macht das k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht 
dem entgegen geltend, es ſei ganz unrichtig und unzuläſſig, aus der 
Eigenſchaft als Reallaſt zu deduciren, daß der Zehent nicht als 
Parochialleiſtung, das iſt nicht als eine den Parochianen als 
ſolchen obliegende Leiſtung anzuſehen, weil für die Entſcheidung 
der Frage lediglich der Umſtand maßgebend ſei, auf welchem Titel die 
Abgabe beruht, aus welchem Rechtsgrunde ſie einerſeits entgegen⸗ 
genommen, andererſeits präſtirt wurde und es gar keinem Zweiſel 
unterliege, daß der Zehent dem Pfarrer mit Rückſicht auf 
ſein geiſtliches Amt gegeben wurde, und eben deshalb jederzeit 
Parochialleiſtung wax. Allein dieſe Begründung vermochte der 
Verwaltungsgerichtshof nicht als richtig anzuerkennen. 

Zunächſt muß darauf hingewieſen werden, daß das Wort 
„Parochialleiſtung“ in der hervorgehobenen Argumentation in einem 
doppelten Sinne gebraucht wird, einmal zur Bezeichnung jener Leiſtun⸗ 
gen, welche „von Parochianen dem Pfarrer präſtirt werden“ und 
das andere Mal als Benennung jeuer Leiſtungen, welche der Pfarrer 
wegen ſeines Amtes als Amtseinkommen bezieht, ohne daß die Perſön⸗ 
lichkeit des Präſtanten weiter in Anſchlag käme. 

Es iſt einleuchtend, daß die beiden Begriffe ſich nicht decken, da, 
wie allgemein bekaunt und durch den vorliegenden Fall gleichfalls docu⸗ 
mentirt wird, dem Pfarrer „mit Rückſicht auf ſein geiſtliches Amt,“ 
Einkünfte zugewieſen waren, welche auch von Nichtparochianen geleiſtet 
worden find, So führt die von dem k. k. Cultusminiſterium als richtig 
anerkannte Beſchwerdebeilage lit. l). unter den Zehentpflichtigen die 
n als 3 15 0 ui gewif ae dee * erden kann, Seine Majeſtät haben den Bezirksarzt Dr. Wenzel Kliépera zum 
daß ihr dieſe „Parochialleiſtung“ als „Parochianen“ abliege. Statthaltereirathe und Landesſanitätsreferenten bei der Statthalterei in Mähren 

Der S 21 des Geſetzes vom 7. Mai 1874, ſpricht aber nur ernannt. 
von Leiſtungen, welche den „Parochianen“ als ſolchen obliegen, — 
nicht von Leiſtungen, welche vom wem immer dem Pfarrer mit r 1 DIE 1 
Rückſicht auf ſein geiſtliches Amt geleiſtet worden ſind, welche der Hie zu ae literariſche Beilage. 


Notiz. 


Oeffentliche Verhandlungen beim k. k. Verwaltungsgerichtshofe 
werden ſtattfinden am: 

16. November l. J., um 10 Uhr Vormittags: Beſchwerde des Joſef 
Ditie gegen das k. k. Juſtizminiſterium wegen zu geringer Penſionsbemeſſung; 

um 11 Uhr Vormittags: Beſchwerde des Leopold Kolban gegen das 
k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht, wegen Pſarrpräſentation; 

23. November l. J., um 10 Uhr Vormittags: Beſchwerde der Stadt 
Freudenthal gegen das k. k. Miniſterium des Innern, wegen einer Straßen⸗ 
Erbreiterung; 

um 11 Uhr Vormittags: Beſchwerde der Stadtgemeinde Wlaſchiu in 
Böhmen gegen das k. k. Miniſterium des Innern und die Commune der Reichs⸗ 
haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien, wegen eines auferlegten Verpflegskoſtenerſatzes an 
die Gemeinde Wien; 

29. November l. J., um 10 Uhr Vormittags: Beſchwerde des Georg 
Günther gegen das k. k. Ackerbauminiſterium wegen verweigerter commiſſioneller 
Erhebung der Triftſchäden, bei der Holztrift des baieriſchen Forſtärars auf dem 
Schoberweiſſenbache; 

30. November l. J., um 10 Uhr Vormittags: Beſchwerde des Iſrael 
Reik gegen das k. k. Finanzminiſterium wegen einer Gebührenvorſchreibung von 
431 fl. 25 kr. 


Perſonalien. 
Seine Majeſtat haben dem Gemeindevorſteher Johaun Zabransky in 
Noutonic das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 5 
Seine Majeſtät haben den Regierungsrat) Dr. Theodor Weſtermayer 
zum wirklichen Hofrathe und Kanzleidirector des Oberſthofmeiſteramtes ernannt. 
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